
 

 
Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 

des Kantons Basel-Landschaft 
 
 

Nr. 1835 vom 02. Dezember 2014 
 
 
 
Gemeinde Waldenburg, Zonenvorschriften Landschaft 
 
A. Die Einwohnergemeindeversammlung Waldenburg hat am 24. März 2014 die Zonen-
vorschriften Landschaft bestehend aus Zonenplan und Zonenreglement beschlossen. Es 
handelt sich dabei um eine Gesamtrevision der Landschaftsplanung mit Anpassung an die 
geltenden gesetzlichen Vorschriften.  
 
B. Die öffentliche Planauflage fand vom 24. April 2014 bis 26. Mai 2014 statt. Sie wurde 
durch Publikationen im Amtsblatt Nr. 17 vom 24. April 2014 und in der Oberbaselbieter Zei-
tung vom 24. April 2014 bekannt gegeben. Die auswärtigen Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümer wurden mit eingeschriebenem Brief (Postquittung vom 22. April 2014) be-
nachrichtigt. Während der Auflagefrist sind folgende Einsprachen eingereicht worden: 
 
1. , Rheinstrasse , 4410 Liestal 
2. , Kasernenstrasse , 4410 Liestal 
 
Die gesetzlich vorgeschriebenen Verständigungsverhandlungen, die nur schriftlich stattge-
funden hatten, führten nicht zum Rückzug der Einsprachen.  
 
C. Mit Schreiben vom 4. Juli 2014 unterbreitet der Gemeinderat Waldenburg die oben 
genannten Planungsbeschlüsse zur regierungsrätlichen Genehmigung und ersucht um Ab-
weisung der unerledigten Einsprachen. Für weitere Einzelheiten wird auf die Akten und auf 
die nachfolgenden Erwägungen verwiesen. 
 
Der Regierungsrat zieht in Erwägung: 
 
I. 
 
Gemäss § 2 des kantonalen Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 1998 (RBG) 
sind die Gemeinden befugt, eigene Bauvorschriften zu erlassen. Diese bedürfen jedoch der 
regierungsrätlichen Genehmigung. Dabei beschränkt sich die der Genehmigung vorausge-
hende Prüfung auf die Rechtmässigkeitskontrolle und auf eine Zweckmässigkeitsprüfung, 
sofern kantonale Anliegen betroffen sind. Das heisst, der Regierungsrat hat darüber zu wa-
chen, dass das kommunale Recht nicht gegen die übergeordnete kantonale und eidgenössi-
sche Gesetzgebung verstösst. In diesem Zusammenhang speziell zu beachten ist, dass: 
 
a) die Verfahrensvorschriften beim Erlass, insbesondere im Hinblick auf die Betroffenen, ein-
gehalten werden; 
 
b) die kantonalen und eidgenössischen materiell-rechtlichen Schranken berücksichtigt wer-
den, wobei der Überwachung der verfassungsmässigen Grundrechte (Eigentumsgarantie, 
Rechtsgleichheit, Verhältnismässigkeit etc.) zentrale Bedeutung zukommt; 

 
























